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Die Übergangszeit in Deutschland

Provinzstädten hatte man darauf achtzugeben, daß sich die Zahl der
dort bereits siedelnden Juden nicht vergrößere. Mit besonderem Nach¬
druck, unter Androhung der Entziehung der „Privilegien“, forderte
das Reglement die pünktliche Entrichtung der beiden speziell den
Juden auferlegten Abgaben: des vierteljährlich zu leistenden „Schutzb¬

und des monatlich abzuführenden „Rekrutengeldes“. Im Falle von
Gesetzesübertretungen sollte das Prinzip der solidarischen Haftung
der Gemeinden Anwendung finden, demzufolge „einer für alle und
alle für einen stehen“ mußten. Dies führte in der Praxis nicht sel¬

ten zu großen Härten. So kam es z. B. einmal vor, daß die Berliner
Gemeinde auf königliche Verfügung nur aus dem Grunde tausend
Taler Schadenersatz aufbringen mußte, weil einige inzwischen spur¬
los verschwundene Juden sich angeblich an einem Diebesstreich be¬

teiligt hatten. Zugleich nahm Friedrich Wilhelm I. diesen Vorfall
zum Anlaß, um, ohne erst das „Aussterben“ der Überzähligen abzu¬

warten, die in Berlin ansässigen jüdischen Familien auf hundert¬
zwanzig zu reduzieren. Nur mit Mühe und Not gelang es den Juden
zu erwirken, daß über die festgesetzte Höchstzahl hinaus noch eine
geringe Anzahl von Familien, deren Häupter Gemeindeangestellte wa¬

ren, in Berlin Zurückbleiben durften, während der Rest die preußi¬
sche Hauptstadt unverzüglich verlassen mußte (1787). Den ihm hier¬
über erstatteten Bericht versah der König mit der Glosse: „Gottlob,
daß sie weg seien, sollen die anderen auch wegschaffen, aber sollen
sich nicht in meine anderen Städte und Provinzen niederlassen“. Der
Boden für das Gedeihen des offiziellen Judenhasses scheint eben im
Berlin Friedrich Wilhelms I. nicht weniger günstig gewesen zu sein,
als im Wien Karls VI.

§ 36. Das preußische Reglementierungssystem unter Friedrich dem
Großen (17U0-1786)

Der Nachfolger des Soldatenkönigs, der „Philosoph auf dem
Throne“, Friedrich II., der Große, behandelte die Juden nicht nur
nicht besser, sondern in mancher Beziehung mit noch viel größerer
Härte als sein Vorgänger. Diesem hervorragenden Vertreter des „auf¬
geklärten Absolutismus“ blieb es Vorbehalten, den Beweis zu erbrin¬
gen, daß ein nicht tief genug verankertes Freidenkertum sich sehr
wohl mit den schlimmsten Vorurteilen und der Mißachtung der ele¬
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